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B'en& 2 - SBD/PDS-VermSgen 

^mm$mmi 2 0 « Ä &M$£@8* w$m m,m wmeM 
VmttQgßw^mw® Ä Ä h t a g JO. Juni W®. M dieser w u r d e n h ^ t s ^ l ö h die 
GrondstOetedesÖBB W aiifgeiSSm »o4 im übrigen 
auf die Dar^nng der J^a^fceöiiöbe mit der Begtujidnng veraich^ ^ die aacteroi 
Beliebe sieh BÄ .«ieftf ite ägentüm &mWmd be$ßden und im Vermdgepsbericht per 
30. Juni 1990-Huiwmî ^mmm êiMm^ 

Die Abgäben dm;$ÖS in diesen pjaMott und 1ßfe^<Aieö waceo we%«heiid«ageaau, zu 
pauseftM and«her m^Mlm^immm m&mm^im. Der gesetzlich geforderte VWM&~ 

Vor diesemJiinjseipan^ diei^SÜ ^n 21. August 1990 e l ^ < I e s ^ ^ 
die Enteignung der ©r^veraöge« yon M e l und M ö i ^ o i i ^ ^ i ö n e a in die Volks« 
feammer eto» der allerdings am 1% . i ^ M e r Ä in der V o l k s t a n z wurde. 

Die unvollständigen und teilweise \vidersprüchlichen Vermögensangaben der PDS machten 
Anfang 1991 die schnelle Entwicklung eines Konzeptes erforderlich, wie das Vermögen der 
PDS durch eigene Aktivitäten der Unabhängigen Kommission zügig und vollständig festge­
stellt und sichergestellt werden konnte. Hierbei war einmal der Geiaht der weiteren Ver­
schleierung des Parteivermögens durch die PDS zu begegnen, die um so größer war, als die 
Partei nach wie vor Kontakte zu ihren Anhängern in Ämtern und im Wirtschaftsleben der 
ehemaligen DDR besaß. Darüber hinaus waren die Komplexität des Parteivermögens, seine 
regionale Streuung sowie die Möglichkeit einer Verdeckung durch Treuhänder m berück­
sichtigen. Diese Aspekte geboten eine schnelle Sichtung sämtlicher vorhandener Unterlagen 
unter Einschaltung von Wirtschaftsprüfimgsgesellsehaften sowie eine sofortige Kontaktauf­
nahme und dauerhafte Zusammenarbeit mit allen Behörden, die an der Aufklärung von 
SED/PDS-Vermögen beteiligt waren, 

tjm a^g^hen mdersaodea der PDS gegen die Sichtung von Pa^feiuweriageh dußsh Wirt-
Ä k p ü f » ^ zo begegnen, tet die tJn#hShgip( KowatNfca im Jfö* 
1991 dem Par^yorstend der PDS an, ihm bei der Erfffllahg seiher gestehen leehen-
schaffefflicht aus 120 a Abs. 2 und 3 PapO*DDR beMffioh zu sein und anhand der Fi-
nanzaia^agen ^ vom 7, Oktober 1989 
sowie Ober & seMsni erfalgteii Veränderungen zu erstellen. Mit diesem Angebot erklärte 



Sämt:2 - SED/PDS-Vermöi/en 

sich die PDS einverstanden. Die Unabhängige Kommission extdltc dafaufhui an Wiit-
sdjartsrMTöfer die folgenden Auftrage: 

- Erstellung einer Vf^dg<asQb«radit per 7. Oktober 1989; 

- Darstellung der seit dem % Okü^r 1989 erfolgten VerÄriclerungen des Vermögens; 

- Prütung, ob sich aus den Unterlage der PDS Atihaltspuiikte für die Existenz weiterer 

Die zaff Darstellung der Vê derungen des Vermögens erforde^ 
ten sich CTgldch darauf, 

- ob bei Verfögüngeö die Besc*r&rto <Be sich aus der gê elzlich angeordnê eti treu­
händerischen Verwaltung ergeben, eingehalten wuitien und 

- ob die weÄtl^ösa ̂ m ^ ^ ^ ^ ^ o i s m nach Grundsätemorfo^ 
sohäiterlhxung 

Die in ̂ •V^mitmm^m^W^^ f&tä and ihw Güedentagen erteilten Aufträge 
verfolgten die gieöeheo^B^ 

Ebenso wie zur Festst̂ ung #tfÖrniii^^ der Unab­
hängigen Konimission auch ^jBr£ittU^ 
Üstiföie^ sie zusätzlich zu den schon 
gehannten Pröfung^pekten folgende Aû  

- fJ&e*|«$rfflg der V^llääridigfclt und Ärgerte« iHcfcßgMt mämämw Verinögen^ 
Oberachten (DM-Eröfihungsbilanz, Jahr^ 

- 12«#^des A|>t1ij^ ̂  zu 4m 4nsefeea rnit der 
^s^v^mämm Wntimijämm, insb*soj^^ an die 

- irtfung und I ĵEumfat«!©» von Ge^Kift»^^ 0ßMk elftes tŵ tiinariten 
Schwellenwertes; 

- Bes<)ndere Prüfung ungewöhnlicher BaraaMungen; 



Bmä 2-SED/PDS-Vermögen 

denen TJMmtämm; 

- Prüfung aikr Soodewe«bM#ägttiigea; 

- S i e h e r u n g v o » ^ 

- Uuterbreitang voa v«jtf%pi mm^mmmt^mm$pt^mmäm; 
Prüfung m wm$ß -:ämWmmm$, wm$mm&, Tmfam. ©de* tigmööa v<m 

togsvorg^ei, ̂ mmmm^mmm -mm ™ einer VO» 1 2 ^ * 0 ^ 

^ ö f l « f e Wurden auch M t f w i r « i %afBg»| gesteh mmmmm m 4 

Sne wichtige weitere Erlcenntnisqnelle zur Ermittlung des Vermögens war die Prüfung der 
Konten der SED/PDS, der mit ihr verbundenen juristischen Personen und nahestehenden 
natürliche«. Personen bd Banken und Kreditinstituten. Aus zahlreichen Unterlagen, die zum 
Ted bei Durchsuchungen sichergestellt wurden, aufgrund von Hinweisen anderer Dienst, 
stellen und Erkenntnissen aus der Tätigkeit der von der Unabhängigen Kommission be­
auftragten VTutschaftepröfcngsgesellschaften verfugte die Unabhängige Kommission über 
einen Grundstock von Erkenntnissen über eine Vielzahl von Konten mit gesichertem Bezug 
zum SED/PDS-Vermögen oder entsprechenden tatsächlichen Anhaltspunkten für diesen Be­
zug. Diese Erkenntnisse waren jedoch zum Teil bruchstückhafter Natur geblieben. Es 
bestand die Möglichkeit, daß außer diesen im Einzelfall bekannten Konten weitere existier­
ten, die von der PDS und den ihr verbundenen Unternehmen gegenüber der Unabhängigen 
Kommission und der BvS nicht angegeben worden sind. Seitens der Unabhängigen Kom­
mission wurde daher angestrebt, eine möglichst umfassende, systematische Abklärung 
darüber herbeizuführen, über welche Konten die Partei und die ihr verbundenen juristischen 
Personen tatsächlich verfügt hatten. Die daraufhin initiierten Prüfungen hatten zum Ziel 
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DEZ-08-2012 11:09 VON -
m +48 6S 86366688 T-818 P.003/003 F 

Deutscher Bundestag -13 WahlpariocUa Drucksache 13/11353 

Band 2- SED/PDS-VermSgen 
Daa Politbüro des ZK der SBD faßte am 31. Juli 1962 einen Beschluß zur "Verbesserung 
der Arbeit im Verlagswesen und im Buchhandel». Zur Gewährleistung der einheitlichen 
staatlichen und politisch-ideologischen Leitung wurde die Verwaltung der partei- und orga-
nisanonseigenen Verlage einer zu gründenden Hauptverwaltung Verlage und Buchhandel 
beim Ministerium für Kultur unterstellt, in der das bisherige Verwaltungsorgan Druckerei-
und Verlagskontor aufging. Auf der Grundlage von jährlich aufzustellenden Kassenplänen 
sollten den jeweiligen Verlagseigentümern die erzielten Gewinne zugeleitet werden. Über 
die Prinzipien der GewlrmabÄorang sollte zwischen der Abteilung Hnanzverwaltang und 
fcute^ 
Ministerium für Kultur eine schriftliche Vereinbarung getroffen werden. 

Im zitierten Beschluß des Politbüros war als Eigentümer des Aufbau-Verlages der Kultur­
bund genannt. Am 13. Dezember 1963 schlössen das ZK der SED und das Ministerium für 
Kultur die vorgesehene schriftliche Vereinbarung' über die Prinzipien der Gewiimabfuhrung 
Dabei wurden "in Dim*fuhrung des Poütbürobcschlusses Ober die Profilierung im Ver­
lagswesen" bestimmte Festlegungen getroffen. So wurden der Aufbau-Verlag und die bei­
den SED-eigenen Verlage Rotten & Loening und Volksverlag Weimar "zusammengefaßt", 
wobei die Vermögensanteile von Kulturbund und SED "als Fonds der betreffenden Organa 
sation" in der neu aufzustellenden ErÖf&ungsbilanz zum 1. Januar 1964 ausgewiesen wur­
den. Diese Form des gemeinsamen Eigentums von SED und Kulturbund am Aufbau-Verlag 
istallerdu^we^ 
riumfllrKultttrvcmx 19. Aprfl 1984rd(*tra^ 
Verlag ab im androgen Egentam der SED stehend ausgewiesen. Der genaue Zeitpunkt des 
Ubergangs des Aufbau-Verlages in das alleinige Eigentum der SED ist nicht bekannt Mit 
sehr hoher Wahrscheinlichkeit war dies bereits geschehen, als in einem Grundstückstausch-
vertag vom 27« Juli 1966 zwischen dem ZK der SBD und dem Ministerium der Finanzen 
das Verlagsgrundstück Französische Straße 32 in Berlin dem -Parteibetrieb" Aufbau-Verlag 
als neuem Eigentümer übertragen wurde. 

Bis zum Jahre 1987 erhielt der Kulturbund von der Hauptverwaltung (HV) Verlage und 
- M t a k M R Ministers furiaatOT 
unabhängig von den vom Aufbau-Verlag erzielten Gewinnen und waren deshalb kein Indiz 
ßr etwaige Eigentumsrechte des Kulturbundes an diesem Verlag. Denn der gleichbleiben¬
den Zahlung von jährlich 1.690.000 M/DDR, die der Kulturbund erhielt, standen Gewinne 
gegenüber, die ausweislich der K«*K»schafte^^ 
den Jahren 1983 bis 1988 folgende Höhen erreichten: 


